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Steuerberatungsgesellschaft

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der

wirtschaftlichen Verhältnisse in 2014

(Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG)

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführungsorganisation  anhand der folgenden Fragenkreise zu
untersuchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung
individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungs-
plan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es dar-
über hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation
für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)?
Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des
Konzerns?

Die entsprechenden Geschäftsordnungen sind vorhanden und sind auf die Be-
dürfnisse des Eigenbetriebs zugeschnitten.
Ein Geschäftsverteilungsplan liegt vor. Die verteilten Aufgaben und die Einbin-
dung von Überwachungsorgan und Ausschüssen in die Entscheidungsprozes-
se sind als sachgerecht zu beurteilen.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden
und wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Im Berichtsjahr haben vier Sitzungen der Betriebskommission stattgefunden.
Darüber hinaus hat sich die Gemeindevertretung in ihren Sitzungen mit den
Belangen des Eigenbetriebes beschäftigt.
Es wurden Niederschriften über die Sitzungen erstellt.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Absatz 1
Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die einzelnen Mitglieder der Betriebsleitung sind nicht in Aufsichtsräten oder
anderen Kontrollgremien tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsor-
gan) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses
aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten mit langfristiger An-
reizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Mitglieder der Betriebskommission und deren Stellvertreter sind ehrenamt-
lich tätig und erhalten Sitzungsgelder.
Der Betriebsleiter und dessen Stellvertreter sind nebenamtlich tätig und erhal-
ten eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung.
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit
des Geschäftsführungsinstrumentariums  anhand der folgenden Fragenkreise
zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisa-
tionsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Über-
prüfung?

Der Eigenbetrieb ist in die Gemeindeorganisation eingegliedert. Die regelmäßi-
ge Überprüfung ist sichergestellt.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan
verfahren wird?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine diesbezüglichen Feststellungen
getroffen.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und
dokumentiert?

Es gelten die allgemeinen Dienstanweisungen und Richtlinien der Gemeinde
Niedernhausen. Der Erlass „Korruptionsvermeidung in hessischen Kommunal-
verwaltungen“ des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport wurde
beachtet.
Der Betriebsleiter ist zum Antikorruptionsbeauftragten der Gemeindeverwal-
tung (einschließlich Eigenbetrieb) bestellt.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Ent-
scheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung,
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte
ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

Die Richtlinien für wesentliche Entscheidungsprozesse entsprechen den Erfor-
dernissen einer geeigneten Organisation für den Eigenbetrieb. Ausschreibun-
gen für Auftragsvergaben verlangen die Einhaltung der VOB. Dies impliziert die
Vorgehensweise und Einhaltung von Richtlinien für diese Entscheidungspro-
zesse.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grund-
stücksverwaltung, EDV)?

Die stetige Dokumentation ist ordnungsgemäß.

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und
Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge
von Projekten – den Bedürfnissen des Unternehmens?

Ein den Bedürfnissen des Unternehmens angepasstes Planungswesen wird
durch die Erstellung des Wirtschaftsplans gewährleistet. Der zeitliche Pla-
nungshorizont umfasst drei Jahre, entspricht den gesetzlichen Vorgaben und
ist den Bedürfnissen des Eigenbetriebs angemessen.
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b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Eine systematische Untersuchung und Analyse der Planabweichungen erfolgt
vierteljährlich bei Erstellung der Quartalsberichte und bei der jährlichen Erstel-
lung des Wirtschaftsplans.
Die Betriebsleitung führt zudem eine laufende Überwachung der Planansätze
durch.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe
und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht den besonderen Verhältnissen und Anforde-
rungen des Eigenbetriebs.
Eine detaillierte Kostenrechnung existiert nicht und ist im Hinblick auf die Grö-
ße des Betriebs auch nicht erforderlich.
Der Sachkontenrahmen ist so gegliedert, dass eine sachgerechte Zuordnung
der Geschäftsvorfälle auf die Bereiche Wasserversorgung und Abwasserbesei-
tigung gewährleistet ist.
Die Gebührenkalkulation erfolgt durch eine Divisionskalkulation. Dies entspricht
den gesetzlichen Vorgaben.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende
Liquiditätskontrolle und Kreditüberwachung gewährleistet?

Das Liquiditätsmanagement wird durch die Gemeindekasse der Gemeinde
Niedernhausen wahrgenommen. Hierbei wird eine gemeinsame Liquiditätspla-
nung sowohl für die Gemeindewerke als auch für die Gemeinde vorgenommen.
Für kurzfristige Liquiditätsengpässe werden interne Kredite gewährt. Die Be-
schaffung von zusätzlich benötigten Krediten wird von der Kasse für die Ge-
meindewerke separat abgewickelt. Die Kreditüberwachung und die Neuauf-
nahme von Investitionskrediten erfolgt durch den Betriebsleiter. Dabei wird je-
weils eine Vielzahl von Angeboten eingeholt.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen
nicht eingehalten worden sind?

siehe Punkt 3 d)

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt
werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausste-
hende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Es ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt
und eingezogen werden, ggf. werden angemessene Abschlagszahlungen ein-
gefordert. Ein funktionierendes  Mahnwesen ist eingerichtet.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns
und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Aufgrund der Betriebsgröße besteht kein eigenständiges institutionalisiertes
Controlling. Die Aufgaben werden durch die Betriebsleitung und andere zu-
ständige Stellen wahrgenommen.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine
wesentliche Beteiligung besteht?

Entfällt, der Eigenbetrieb hält keine derartigen Anteile oder Beteiligungen.
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 Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale defi-
niert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken
rechtzeitig erkannt werden können?

Die sichere Lieferung von Trinkwasser und die Entsorgung von Abwasser er-
folgt nach den derzeit anerkannten Regeln der Technik.
Aufgrund der Geschäftstätigkeit sind derzeit unter den gegenwärtigen Voraus-
setzungen keine bestandsgefährdenden Risiken erkennbar. Die Ergreifung mög-
licher Gegenmaßnahmen könnte kurzfristig vorgenommen werden.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfül-
len? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchge-
führt werden?

Unter den vorliegenden Voraussetzungen sind diese Maßnahmen geeignet, ih-
ren Zweck zu erfüllen. Die bisher durchgeführten Maßnahmen waren für die
Erkennung von bestandsgefährdenden Tatsachen ausreichend.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Erstellung der vierteljährlichen Berichte durch den Betriebsleiter erfolgt
schriftlich und ist somit ausreichend dokumentiert.
Die Funktionsfähigkeit der einzelfallbezogenen Arbeitsanweisungen ist elektro-
nisch dokumentiert (TSM-Projekt) und wird durch die technische Leitung lau-
fend überwacht. Über die Untersuchungen und Überwachungsergebnisse der
Kontrollen im technischen Bereich liegen Protokolle vor.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und
Funktionen abgestimmt und angepasst?

Aufgrund der gleichbleibenden, d.h. im Zeitablauf unveränderten Geschäftstä-
tigkeit unterliegen auch die Risiken, die sich auf diese Tätigkeiten beziehen,
keinen wesentlichen Veränderungen. Soweit Änderungen der betrieblichen
Abläufe eintreten, die Risiken begründen oder verändern, werden diese bei der
Festlegung einzelfallbezogener Arbeitsanweisungen berücksichtigt.
Die durch Kamerauntersuchungen ermittelten höchsten Schadensklassen wer-
den zeitnah behoben. Die Vorschriften durch die EKVO werden durch die Ge-
meindewerke abgearbeitet.

 Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Fi-
nanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Deri-
vaten festgelegt?  Dazu gehört:
• Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?
• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Be-

trägen eingesetzt werden?
• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in

welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?
• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien aus-

schließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt
werden dürfen (z.B. antizipatives Hedging)?

Der Fragenkreis trifft auf den Eigenbetrieb nicht zu, da keine entsprechenden
Geschäfte getätigt werden und auch in Zukunft nicht geplant sind.
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b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kre-
ditkonditionen und zur Risikobegrenzung?

n.a., siehe Punkt 5 a)

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes
Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf

• Erfassung der Geschäfte
• Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse
• Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung
• Kontrolle der Geschäfte

n.a., siehe Punkt 5 a)

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienen-
den Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwick-
lung gezogen?

n.a., siehe Punkt 5 a)

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlas-
sen?

n.a., siehe Punkt 5 a)

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf
die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen ge-
regelt?

n.a., siehe Punkt 5 a)

Fragenkreis 6: Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende
Interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder
wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Aufgrund der Größe des Unternehmens besteht keine eigene interne Revision.
Eine laufende Überwachung findet durch die Betriebsleitung statt.
Allerdings finden regelmäßig Kassenprüfungen durch das Rechnungsprüfungs-
amt des Rheingau-Taunus-Kreises statt. In 2014 erfolgten zwei unvermutete
Kassenprüfungen ohne Beanstandungen.

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unterneh-
men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

vgl. Antwort zu Punkt 6 a)

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-
on/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich mit-
einander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug)
organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte mal
über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsbe-
richte vor?

vgl. Antwort zu Punkt 6 a)
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d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer
abgestimmt?

vgl. Antwort zu Punkt 6 a)

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt
und um welche handelt es sich?

vgl. Antwort zu Punkt 6 a)

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der
Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Re-
vision/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

vgl. Antwort zu Punkt 6 a)

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführungstätigkeit  anhand der folgenden Fragenkreise zu unter-
suchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung  und
bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über-
wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnah-
men nicht eingeholt worden sind?

Im Rahmen unserer Prüfung sind keine Geschäfte und Maßnahmen bekannt
geworden, die nicht im Einklang mit den obigen Feststellungen stehen.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Solche Geschäftsvorfälle lagen im Berichtsjahr nicht vor.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maß-
nahmen vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine diesbezüglichen Hinweise erge-
ben.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht
mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen unserer Prüfung sind keine Geschäfte und Maßnahmen bekannt
geworden, die nicht im Einklang mit den obigen Feststellungen stehen.
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen,
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisie-
rung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Investitionen werden angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessen-
heit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von
Grundstücken oder Beteiligungen)?

Unsere Prüfung hat zu keinen gegenteiligen Feststellungen geführt.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen
laufend überwacht und Abweichungen untersucht?

Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden
laufend überwacht und Abweichungen untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen Überschreitungen ergeben?
Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Überschreitungen haben sich nicht ergeben.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getrof-
fen.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen
(z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte für Verstöße ge-
gen Vergaberegelungen ergeben.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkur-
renzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Es werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt. Die umfassende Ein-
holung von Angeboten erfolgt durch Ausschreibungen. Zur Vergaberegelung
gibt es Dienstanweisungen, deren Einhaltung gewährleistet ist.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Im Rahmen der Sitzungen der Betriebskommission erstattet die Betriebsleitung
regelmäßig Bericht über den Stand der Investitionen sowie die Lage des Ei-
genbetriebs und Wasser- und Abwasseruntersuchungsergebnisse. Die Be-
triebsleitung erstellt Quartalsberichte entsprechend § 21 EigBGes, welche der
Betriebskommission  vorgelegt werden.
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b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage
des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzern-
bereiche?

Die Berichterstattung der Betriebsleitung gibt Einblick in die wirtschaftliche Lage
des Eigenbetriebes und ermöglicht eine sachgerechte Entscheidungsfindung.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder
nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehl-
dispositionen und wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berich-
tet?

Die betreffenden Organe wurden angemessen und zeitnah informiert. Im Rah-
men unserer Prüfung haben wir keine ungewöhnlichen Geschäftsvorfälle,
Fehldispositionen oder Ähnliches festgestellt.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsor-
gan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Üblicherweise werden derartige Wünsche in den Betriebskommissionssitzun-
gen formlos geäußert und durch die Betriebsleitung beantwortet. Ausweislich
der uns vorgelegten Protokolle gab es hier keine Besonderheiten.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90
AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend
war?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getrof-
fen.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt ver-
einbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Über-
wachungsorgan erörtert?

Eine D&O-Versicherung hat im Berichtsjahr nicht vorgelegen.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungs-
organ offen gelegt worden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getrof-
fen.

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Vermögens- und Fi-
nanzlage  anhand der folgenden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Be-
richterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Ver-
mögen?

Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich dafür keine Hinweise.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Auffallend hohe oder niedrige Bestände konnten wir im Rahmen der Ab-
schlussprüfung nicht feststellen.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Ver-
gleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrs-
werte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getroffen.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungs-
quellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden we-
sentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Erläuterungen zur Kapitalstruktur, zu den Finanzierungsquellen und zu den da-
zu gehörigen Kennziffern geben wir im Hauptteil dieses Prüfungsberichtes. Die
Investitionsverpflichtungen sollten im Wesentlichen über Darlehen finanziert
werden.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich
der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt, da der Eigenbetrieb kein Konzernunternehmen darstellt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel der öffentlichen
Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbunde-
nen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im Berichtsjahr hat der Eigenbetrieb keine Fördermittel erhalten. Im Rahmen
der Projektförderung zur Grundwasserabgabe erhielten die Gemeindewerke in
Vorjahren pauschale sowie anlagegebunde Gelder.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapi-
talausstattung?

Der Eigenbetrieb verfügt über eine angemessene Eigenkapitalausstattung.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung)
mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Gewinnverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage des Eigen-
betriebs vereinbar.

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ertragslage  anhand der
folgenden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzube-
ziehen.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Seg-
menten/Konzernunternehmen zusammen?

Wir verweisen auf die Erfolgsübersicht in Anlage 2 a des Prüfungsberichts.



TREUMATA GmbH Anlage 9
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Blatt 10

Steuerberatungsgesellschaft

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist grundsätzlich nicht entscheidend von einmaligen Vor-
gängen geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- und andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesell-
schaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine negativen Feststellungen erge-
ben. Der Leistungsaustausch zwischen der Gebietskörperschaft und dem Ei-
genbetrieb wird zu angemessenen Konditionen abgewickelt. Für die von den
Mitarbeitern der Gemeinde Niedernhausen erbrachten Leistungen für die Ge-
meindewerke wird ein Verwaltungskostenbeitrag für die anteiligen Personal-
und Sachkosten berechnet. Die Berechnung ist nach unseren Feststellungen
sachgerecht.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Eine Konzessionsabgabe wird nicht erhoben.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage
von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Solche Geschäfte lagen nicht vor.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um
welche Maßnahmen handelt es sich?

siehe Punkt 15 a)

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrags und Maßnahmen zur Verbes-
serung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Im Berichtsjahr erzielte der Eigenbetrieb einen Jahresgewinn von T€ 191.
Bezüglich der Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage verweisen wir
auf den nachfolgenden Punkt 16 b).

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Er-
tragslage des Unternehmens zu verbessern?

Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Eigenkapitalausstattung des
Eigenbetriebs wird bei den Gebührenbedarfsberechnungen eine angemessene
„kalkulatorische Verzinsung des Anlagekapitals“ gemäß § 10 Abs. 2 KAG be-
rücksichtigt.


